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1. Rahmenbedingungen
Allgemeines
Der Verkehr – und dabei insbesondere der innerstädtische 
Kfz-Verkehr – spielt eine dominierende Rolle beim Auftre-
ten von umweltrelevanten Problemen, wie z. B. der Belas-
tung durch Lärm und Luftschadstoffe. Um die verbindlichen 
Grenzwerte der Immissionsbelastung einzuhalten, wurden 
kommunale und regionale Luftreinhaltepläne erstellt und 
Minderungsmaßnahmen festgelegt. Zu unterscheiden sind 
statische und dynamische Maßnahmen. Als dynamische 
Maßnahme wird zur Senkung der Immissionsbelastungen 
an den Hot Spots vermehrt auf das umweltsensitive Ver-
kehrsmanagement (UVM) gesetzt, um kurzfristige Eingrif-
fe in den Verkehrsablauf zu ermöglichen. Solche Eingriffe 
können sein:

–  verschiedene Arten von Verboten, besonders für Lkw,

–  Pförtnerampeln und/ oder Umlenkung von Verkehrs-
strömen durch Signalisierungen mittels Lichtsignalan-
lagen oder „Schilderbrücken“.

–  Veränderung des Grünbandes zu Lasten der Warte-
zeit/des Verkehrsfl usses auf Querstraßen und ggf. in 
der Gegenrichtung

–  Geschwindigkeitsreduktion. 

Beschreibung der Maßnahme
Ein UVM muss folgende Aufgaben erfüllen [1]: 

–  Erfassung und Darstellung der aktuellen Umweltsitua-
tion,

–  Prognose der zu erwartenden Umweltsituation,

–  Wirkungskontrolle, d. h. Überwachung der Auswirkun-
gen der Managementmaßnahme,

–  Datenarchivierung zur Evaluierung und als Daten-
grundlage für die Planung.

Für den Einsatz des UVM ist ein System erforderlich, das 
es erlaubt, die aktuelle und/oder zu erwartende Luftschad-
stoffbelastung zu bestimmen sowie die notwendigen Infor-
mationen für die Umsetzung von Steuerungsmaßnahmen 
bereitzustellen. Ein bereits vorhandenes dynamisches 
Verkehrsmanagement wird als UVM damit zu einem multi-
kriteriellen Managementsystem erweitert (Bild 1).

Solche Systeme sind sowohl im überregionalen Bereich 
für Bundesfernstraßen als auch in einigen Städten bzw. 
Ballungsräumen bereits in Betrieb.

Ein vollständiges und weitgehend automatisiertes UVM 
besteht aus folgenden technischen Einrichtungen:

Infrastruktur zur Bereitstellung der Onlinedaten

–  Verkehrsdetektoren zur Erfassung von Verkehrsstär-
ken, Fahrzeugarten und Geschwindigkeiten bzw. der 
Verkehrsqualität,

–  meteorologische Messeinrichtungen (Wind, Tempera-
tur, Globalstrahlung, Stabilität der Atmosphäre),

–  repräsentative Luftschadstoffmessungen zur Ableitung 
der urbanen oder regionalen Vorbelastung.

Infrastruktur zur Verkehrsbeeinfl ussung

–  Verkehrsrechner,

–  steuerbare LSA,

–  Wechselbeschilderung.

Statische Daten:

–  Geometrie der Randbebauung in den Hot Spots,

–  georeferenziertes digitales Straßennetz mit Verkehrs-
mengen,

–  Emissionskataster.

Software:

–  Verkehrsmodell zur Einschätzung der aktuellen Ver-
kehrslage für nicht detektierte Abschnitte,

–  Verkehrsmodell zur Prognose der Verkehrslage,

–  Prognosedaten für die meteorologischen Eingangs-
daten,

–  Luftschadstoffmodelle zur Bestimmung der Vorbelas-
tung und der Gesamtbelastung in den Hot Spots so-
wohl für den aktuellen Zustand wie für die notwendigen 
Prognosehorizonte,

–  Schnittstellen zwischen Verkehrs-, Luftschadstoffmo-
dell und dem Verkehrsmanagementsystem.

Vereinfachte Systeme kommen auch mit einer geringe-
ren technischen Ausstattung aus. Hier ist eine Abwägung 
zwischen der Komplexität der Maßnahme im Straßennetz, 
der notwendigen Genauigkeit bzw. dem gewünschten 
Detaillierungsgrad der Berechnungsergebnisse, dem not-
wendigen bzw. gewünschten Automatisierungsgrad der 
Maßnahmenaktivierung und den Kosten des Systems zu 
führen. Entscheidend ist auch die Frage, ob die Aktvierung 
von temporären Maßnahmen auf der Basis der aktuellen 
Belastungssituation in Kombination mit einer zu erwar-
tenden weiteren zeitlichen Entwicklung oder aber auf der 
Basis prognostizierter Belastungen für die kommenden 
Stunden oder Tage erfolgen muss.

Als Umweltmodule für UVM stehen bereits verschiede-
ne Systeme zur Verfügung ([2], [16]). Man kann dabei 
zwischen Emissions- und Ausbreitungsmodellen sowie 
statistischen Verfahren (z. B. multilineare Regression, 
neuronale Netzwerke) unterscheiden, wobei auch Kom-
binationen eingesetzt werden können. Die Auswahl eines 

Bild 1:  Funktionsschema eines Verkehrsmanagements mit 
integrierter umweltsensitiver Verkehrssteuerung
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Systems erfordert eine Abwägung zwischen vorhandener 
Infrastruktur und Datenlage, Anforderung an die Progno-
segenauigkeit und Kosten.

Für den autonomen Betrieb und für verlässliche Progno-
sen sind ausgereifte Prüfalgorithmen für die Kontrolle der 
Eingangsdaten auf Vollständigkeit und Plausibilität not-
wendig. Die Genauigkeit der Prognosen der Belastung im 
Hot Spot hängt im entscheidenden Maße von der Güte der 
verwendeten prognostizierten Eingangsdaten (Meteorolo-
gie, Verkehrsbelastung, Verkehrssituation, Hintergrundbe-
lastungen) ab. Prognosen der Meteorologie können vom 
Deutschen Wetterdienst oder von privaten Datenanbietern 
geliefert werden. 

Bei der Verwendung von Prognosen der Immissionsbelas-
tung sollte sowohl im Vorfeld der Anwendung wie auch im 
Betrieb die Validität der Prognosewerte geprüft werden. 
Dabei müssen auch die prognostizierten Eingangsdaten 
auf ihre Aussagegenauigkeit überprüft werden. Bei den 
Prognosen mit Emissions- und Ausbreitungsmodellen ist 
darauf zu achten, dass die örtlichen verkehrlichen Ge-
gebenheiten im Hot Spot ausreichend genau abgebildet 
werden. Dies betrifft insbesondere die Verkehrsstärken, 
-zusammensetzungen sowie Verkehrssituationen. Ebenso 
ist die Repräsentativität der Messstandorte für die Meteo-
rologie und für die Hintergrundbelastungen sicherzustel-
len.

2. Umweltbezogene Wirkungen
Allgemeines
Im Vordergrund der Zielsetzung von UVM steht die Ein-
haltung der Immissionsgrenzwerte für Feinstaub und für 
NO2. UVM verfolgt aber auch das Ziel einer CO2-Emis-
sionsreduzierung. Soweit möglich sollte sich UVM auch 
positiv auf die Reduktion von Lärm-Hot Spots auswirken 
oder zumindest die Lärmbelastung im Bereich von emp-
fi ndlichen Nutzungen nicht erhöhen. Der Vorteil von UVM 
gegenüber statischen Maßnahmen besteht in der geringe-
ren Störung von Verkehrsabläufen. So werden Nachteile 
der Maßnahme aufgrund von erzwungenen Umwegfahr-
ten und einer damit meist verbundene Verschlechterung 
der Gesamtbilanz vermindert. Bei Eingriffen mit statischen 
Systemen kann sich die Umweltbilanz hingegen dauerhaft 
verschlechtern. 

Die Berechtigung für ein UVM resultiert auch aus dem 
Umstand, dass nur unter bestimmten, meist windschwa-
chen meteorologischen Bedingungen Akkumulationen der 
Schadstoffe Feinstaub und NO2, die zu hohen Belastun-
gen führen können, auftreten. In windstarken Phasen ist 
im Allgemeinen die Luftschadstoffbelastung deutlich ge-
ringer. 

Luftreinhaltung
Die in Tabelle 1 aufgeführten Beispiele zeigen, dass eine 
pauschale Aussage der Möglichkeiten zur Verbesserung 
der Luftqualität mittels UVM nicht möglich ist. Zum einen 
wirkt UVM je nach konkreter Maßnahme unterschiedlich 
auf die betrachteten Komponenten NOX und PM10. Zum 
anderen bestimmt eine Vielzahl von Einfl ussfaktoren die 

Wirksamkeit der vorgesehenen Maßnahmen. Auch die 
Häufi gkeit, mit der die Maßnahme eingesetzt wird und die 
Intensität der Überwachung spielen eine Rolle.

Um ein im Luftreinhalteplan vorgesehenes UVM zu kon-
kretisieren, empfi ehlt sich zunächst eine sorgfältige Analy-
se der Immissions- und Verkehrsablaufmessungen sowie 
der relevanten Wetterdaten. Darauf aufbauend können 
Maßnahmen konkretisiert werden. Es folgt eine Potenzial-
abschätzung (Ex-ante-Untersuchung) der Maßnahmen, 
die für eine erste Wirkungsaussage vor Realisierung der 
Maßnahmen zwingend ist.

In der Tabelle 1 sind die Ergebnisse zum Großteil aus 
Ex-ante-Untersuchungen (Potenziale) zusammengestellt. 
Ex-post-Ergebnisse (reale Veränderungen) liegen bisher 
nur für zwei Fälle vor. Dies liegt an dem Problem, dass der 
„Ohne-Fall“ (Immissionen ohne Maßnahme) nicht bekannt 
ist, somit die Bezugsgröße zur Ableitung einer Verände-
rung der Immissionsbelastung fehlt. Man darf aber anneh-
men, dass die aus der Ex-ante-Untersuchung abgeleiteten 
Wirkungspotenziale in der realen Welt über eine längere 
Zeitreihe in der Tendenz bestätigt werden. 

In der Tabelle 1 wird unterschieden in Angaben zur Min-
derung der verkehrlichen Zusatzbelastung und Angaben 
zur Minderung der Gesamtbelastung im Hot Spot. Die An-
gaben zur Reduktion der verkehrlichen Zusatzbelastung 
beziehen sich, sofern in den Studien keine anderen Anga-
ben vorliegen, auf die Minderung der Kfz-Emissionen bei 
Aktivierung der Maßnahme.

Die Minderungspotenziale für NOX liegen – bezogen auf 
die Gesamtbelastung – zwischen einigen Prozent und fast 
30 Prozent. Bei PM10 wurden Minderungspotenziale bis 
zu 10 Überschreitungstagen identifi ziert. Die Höhe des 
Potenzials hängt dabei stark von der Aktivierungsrate 
(AR) ab. Eine Aktivierungsrate von knapp 50 % würde 
bedeuten, dass die Maßnahme jeden Montag bis Freitag 
17 Stunden von 5 bis 22 Uhr aktiviert sein müsste.

Die Minderungspotenziale von UVM liegen damit in der 
Größenordnung nachgewiesener Wirkungen von Umwelt-
zonen, teilweise auch deutlich darüber. Im Gegensatz zu 
einer Umweltzone kann UVM jedoch ohne juristischen 
Vorlauf an zukünftige Entwicklungen angepasst werden.

Lärmminderung
UVM dient in vielen Fällen auch – als Nebeneffekt – einer
Reduzierung von Verkehrslärm an den Hot Spots der 
Lärmimmissionen. Wegen der logarithmischen Abhängig-
keit zwischen Verkehrsstärke und Schallemission kann 
generell von einer geringeren Wirkung von Maßnahmen 
des UVM im Vergleich zu den Immissionswirkungen bei 
Luftschadstoffen ausgegangen werden. 

Maßnahmen zur direkten Reduzierung der Schallimmis-
sionen sind in den Lärmaktionsplänen der Gemeinden 
enthalten. Darin fi nden sich Maßnahmen zur Reduzierung 
von Verkehr, insbesondere von Lkw, in den Nachtstunden. 
Diese Maßnahmen sind statisch defi niert, sie könnten aber 
auch über ein dynamisches UVM umgesetzt werden und 
dann in Abhängigkeit des aktuellen bzw. des zu erwarten-
den Schallpegels in Betrieb gesetzt werden.
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3. Weitere Maßnahmenwirkung
Da UVM als Maßnahme vor allem auf den Hot Spot wirken 
soll, kann es z.B. durch temporäre Umwegfahrten zu einer 
Erhöhung der Fahrleistung kommen, was für den bilan-
zierten CO2- und Kraftstoffverbrauch kontraproduktiv sein 
kann. Auch hier gilt aber, dass eine temporäre Aktivierung 
geringere negative Folgewirkungen hat, als eine dauerhaf-
te Aktivierung.

4. Zusatznutzen der UVM
Der Einsatz von UVM lässt erwarten, dass temporäre 
Restriktionen im Kfz-Verkehr (MIV) zu dauerhaften Ände-
rungen im Nutzungsverhalten führen. Verstärkt durch er-
gänzende Angebote im Umweltverbund kann damit mittel-
fristig Einfl uss auf die Nachfrage genommen werden und 
der, in erster Linie verkehrsorganisatorische Eingriff eines 
UVM, auch Verhaltensänderungen bewirken. Entschei-
dend dafür ist, dass der Nutzer über die Angebote und 
Restriktionen und deren Zusammenhänge informiert ist. 

Bei Einbindung der Ergebnisse der Umweltmodule in Um-
weltportale können diese Daten zur Information der Bevöl-
kerung dienen (Umweltinformationspfl icht, Bedienung der 
INSPIRE-Richtlinie). 

UVM muss auch im Kontext zu den Aktivitäten der EU im 
Bereich Telematik gesehen werden. So hat die EU 2008 
einen Aktionsplan zum beschleunigten Telematikeinsatz 
erstellt sowie 2010 eine Richtlinie (2010/40/EU) für die Ein-
führung Intelligenter Verkehrssysteme im Straßenverkehr 
und für deren Schnittstellen zu anderen Verkehrsträgern 
vorgelegt. Diese Richtlinie ist seit 28. August 2010 in Kraft. 
Die Mitgliedstaaten hatten erforderliche Gesetze, Rege-
lungen und administrative Vorkehrungen bis 27. Februar 
2012 in Kraft zu setzen. Hierbei wird ausgeführt, dass „der 
Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologi-
en im Straßenverkehrssektor und an dessen Schnittstellen 
zu anderen Verkehrsträgern... einen wesentlichen Beitrag 
zur Verbesserung der Umweltleistung, der Effi zienz, ein-
schließlich der Energieeffi zienz, der Straßenverkehrs-
sicherheit, ...gewährleisten (wird).“

Es besteht die Pfl icht der Mitgliedstaaten zur Berichterstat-
tung über den Status Quo bis 27. August 2011 bzw. zur 
Meldung nationaler Maßnahmen der folgenden fünf Jah-
re bis 27. August 2012 an die Kommission. Deutschland 
stellt einen nationalen Aktionsplan „IVS Rahmen Straße“ 
auf und setzt die EU-Richtlinie mit einem IVS-Gesetz in 
nationales Recht um.

An einer Vielzahl von Hot Spots könnten zurzeit die Grenz-
werte für die NO2-Belastung und die Überschreitungshäu-
fi gkeit bei PM10 auch mit UVM nicht eingehalten werden. 
Eine Kombination mehrerer Maßnahmen (Verkehrssteue-
rungsmaßnahmen in Kombination mit dynamischem UVM) 
ist daher notwendig. In das UVM integriert werden können 
Verkehrslenkung, Verkehrsverstetigung, Tempolimit, Ver-
netzung zum Umweltverbund sowie Informationsangebote 
zu dessen Nutzung. Damit kann die Umweltsituation auch 
jenseits der Grenzwertdiskussion verbessert werden.

5. Rechtsgrundlagen
Luftreinhaltung
Die Grenzwerte zur Luftqualität sind mit [3] defi niert. Die 
Richtlinie wurde mit [4] in deutsches Recht umgesetzt. 
Überschreiten in bestimmten Gebieten oder Ballungsräu-
men Luftschadstoffe einen Immissionsgrenzwert zuzüglich 
einer jeweils dafür geltenden Toleranzmarge oder den in 
der Verordnung genannten Zielwert, müssen die zustän-
digen Behörden für diese Gebiete oder Ballungsräume 
Luftreinhaltepläne (auch Luftqualitätspläne) erstellen. Mit 
den zu ergreifenden Maßnahmen ist der Zeitraum einer 
Nichteinhaltung so kurz wie möglich zu halten.

Lärmschutz
Ergeben die strategischen Lärmkarten, dass in einer Ge-
meinde Lärmprobleme bestehen, haben die Betroffenen 
Anspruch auf die Aufstellung eines Lärmaktionsplans, der 
darstellt, wie die Lärmprobleme zumindest gemindert wer-
den können. Darüber hinaus besteht bei Überschreitung 
der Immissionsrichtwerte für die Lärmsanierung in Abhän-
gigkeit von der Gebietskategorie Anspruch auf die Ge-
währung von Schallschutzmaßnahmen. Grundlage dafür 
ist die Ermittlung der Lärmsituation anhand der Richtlinien 
für den Verkehrslärmschutz in der Baulast des Bundes 
(VLärmSchRL97) in Verbindung mit den Richtlinien für den 
Lärmschutz an Straßen (RLS-90). 

6. Akzeptanz
Systematische Untersuchungen zur Akzeptanz und zum 
Befolgungsgrad von UVM-Maßnahmen fehlen zurzeit. Die 
Diskussionen haben jedoch gezeigt, dass Betroffene bei 
restriktiven (dauerhaften) Maßnahmen große Voreinge-
nommenheit zeigen. Ein Vorteil eines UVM ist deshalb, 
dass die Maßnahmen nur temporär wirken. Dadurch 
werden einerseits Verlagerungseffekte und andererseits 
lufthygienische Verschlechterungen auf anderen Straßen 
verringert. Diese Vorteile werden aber nur wirksam, wenn 
der Befolgungsgrad der Maßnahme hoch ist. Die Erfahrun-
gen zeigen, dass, anders als bei permanenten Maßnah-
men, die nach der Einführungsphase eine Gewöhnung an 
die Maßnahme ermöglichen, die Einhaltung der Maßnah-
menvorschrift nur mit Kontrollen erreicht wird. Positiv wirkt 
dabei, dass die Maßnahme begründet wird. 

Bei Informationsbedarf und Befolgungsgrad spielt die Art 
der Maßnahme eine Rolle. Eine temporäre Geschwindig-
keitsreduktion kann mit bekannter Technik angezeigt und 
sollte für einen hohen Befolgungsgrad automatisch kon-
trolliert werden. Demgegenüber erfordert eine temporäre 
Sperrung einer Straße für bestimmte Fahrzeugkategorien 
einen höheren Informationsaufwand, weil die Sperrung in 
der Regel an mehreren Routenentscheidungspunkten an-
gezeigt werden muss. Grundsätzlich sollte angestrebt wer-
den, dass die Information über eine Sperrung möglichst 
weiträumig angezeigt wird, z. B. zur Lenkung des Schwer-
verkehrs bereits an den Autobahnanschlussstellen. Um 
einen hohen Befolgungsgrad zu erreichen, muss die tem-
poräre Sperrung ebenfalls – möglichst automatisch – kon-
trolliert werden. Der Kontrollaufwand ist z. B. hoch, wenn 



5

eine Warenbelieferung auch bei Sperrung notwendig ist 
und dann Lieferverkehr von der Sperrung ausgenommen 
ist. Eine frühzeitige Einbeziehung der Betroffenen ist dabei 
vorzusehen, um die UVM-Maßnahmen mit dem Ziel einer 
Erhöhung von Akzeptanz und Befolgung zu optimieren.

7. Bewertung Vor-/Nachteile
Die Vorteile von UVM liegen darin, dass das Verkehrssys-
tem nur dann beeinfl usst wird, wenn es aus Umweltsicht 
erforderlich ist. UVM ist dynamisch, temporär wirksam, be-
darfsorientiert und leicht nachjustierbar.

Als Nachteile von UVM müssen die Kosten für Investi-
tion und Betrieb, die von der öffentlichen Hand zugetragen 
sind, genannt werden. Auch kann es im Einzelfall Nach-
teile geben, wenn durch Verkehrsverlagerungen neue Be-
troffenheiten generiert werden. Letzteres sollte aber durch 
eine sorgfältige Planung der UVM-Maßnahmen weitge-
hend ausgeschlossen, zumindest abgewogen werden.

8.  Planungsinstrumente zur 
Umsetzung

UVM wird im Rahmen der kommunalen und regionalen Luft-
reinhaltepläne festgelegt. Dabei sollte eine Abstimmung 
mit Verkehrsentwicklungsplänen, Lärmaktionsplänen und
dem IVS-Rahmenplan auf Bundesebene erreicht werden.

9. Beteiligte Akteure
UVM ist im Aufgabenbereich der kommunalen oder regio-
nalen Umwelt- und Verkehrsverwaltung angesiedelt. Eine 
Abstimmung mit den zuständigen Stellen des kommuna-
len/regionalen Verkehrsmanagements ist erforderlich.

10. Kosten
Für UVM fallen Planungskosten sowie Kosten für Hard- 
und Software an. Auch sind die Kosten für den Betrieb zu 
berücksichtigen. Es ist sinnvoll, ein UVM in ein bestehen-
des Verkehrsmanagement einzubinden und damit wesent-
liche Kosten einzusparen. Einfachere Systeme kommen 
auch ohne automatische Kopplung an ein Verkehrsma-
nagementsystem aus und sind deshalb relativ kosten-
günstig umzusetzen. Ob Einzelmaßnahmen förderfähig 
sind, ist entsprechend zu prüfen.

11. Ausgeführte Beispiele
11.1 Beispiel UVM Lutherstadt Wittenberg
Wegen PM10-Tagesgrenzwertüberschreitungen beinhal-
tet der LRP/AP Wittenberg als Minderungsmaßnahmen 
u. a. eine verkehrslenkende Maßnahme (Lkw-Umleitung 
Dessauer Straße, Ableitung des Lkw-Verkehrs aus Rich-
tung Westen in Fahrtrichtung Ost, siehe Bild 2). Die kurz-
fristig zu ergreifende Maßnahme des Aktionsplanes wird 
aktiviert, wenn das Landesamt für Umweltschutz Sach-
sen-Anhalt (LAU) der Lutherstadt Wittenberg und dem 
Landkreis Wittenberg eine bevorstehende Überschreitung 
des Tagesmittelwertes Partikel PM10 von 50 μg/m3 sig-
nalisiert. Die Maßnahme bleibt stets bis zur Deaktivierung 
durch das LAU aktiv.

Die Auslösung der Maßnahme erfolgt entsprechend 
der Prognoseergebnisse des Modellsystems ProFet/
PROKASOnline des Landesamtes für Umweltschutz Sach-
sen-Anhalt. ProFet/PROKASOnline prognostiziert den zu er-
wartenden PM10-Tagesmittelwert für den nächsten Tag und 
erstellt eine Trendprognose für die folgenden fünf Tage.

Technische Voraussetzungen:
–  Umweltmodul: ProFet/PROKASOnline 

Umweltrelevante Voraussetzungen:
–  Meteorologische Messdaten (Windrichtung, Windge-

schwindigkeit, Temperaturprofi l, Globalstrahlung, Luft-
druck, Niederschlagsmenge) aus Landesüberwa-
chungssystem (LÜSA),

–  meteorologische Prognosedaten (Windrichtung, Wind-
geschwindigkeit, Niederschlagsmenge, Inversion, Be-
wölkung) des DWD,

–  Immissionsmessdaten (Hintergrundbelastungen und 
Verkehrsstation) aus LÜSA,

–  Verkehrszählung (Kfz, SV) für Dessauer Straße.

Die Maßnahme wird bei Prognose einer Tagesgrenzwert-
überschreitung manuell geschaltet (Verkehrszeichen Lkw-
Verbot = Klapptafel). Entsprechend [5] konnten folgende 
Minderungen nachgewiesen werden:

Bild 2:  Beispiel UVM Lutherstadt Wittenberg 
(Quelle: Entwurf Luftreinhalteplan 2013 für die 
Lutherstadt Wittenberg/DTK50 © Geobasis-DE/L 
VermGeo LSA[12/2012/010312])
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–  PM10: max. 1 bis 2 μg/m³ im Tagesmittelwert bzw. -3 
Überschreitungstage in Episode über 14 Tage,

–  NOX: nicht untersucht

Der in Aufstellung befi ndliche Lärmaktionsplan der 2. Stufe 
wird Maßnahmen auch für die Gegenrichtung enthalten, 
da mit der einseitigen Sperrung keine ausreichende Lärm-
minderung erzielt werden kann.

Als Planungsinstrument zur Umsetzung diente der Luft-
reinhalte-/Aktionsplan Wittenberg. Beteiligte Akteure wa-
ren hier das LAU Sachsen-Anhalt, die Lutherstadt Witten-
berg sowie der Landkreis Wittenberg.

11.2 Beispiel VBA Umwelt in Österreich 
Das Österreichische Immissionsschutzgesetz-Luft (IG-L) 
beinhaltet die Verfügung von Tempolimits auf Autobah-
nen, wenn der Grenzwert der Schadstoffbelastung über-
schritten wird. Realisiert wird dies u. a. in Verkehrsbeein-
fl ussungsanlagen (VBA) durch den Einsatz dynamischer 
Verkehrszeichen, auf denen neben Tempolimits auch 
Stauwarnungen sowie Informationen zum Fahrbahn-
zustand angezeigt werden können. Die österreichische 
Autobahnfi nanzierungsgesellschaft ASFINAG hat dazu 
das Projekt VBA Umwelt Steiermark und VBA Umwelt 
Tirol West umgesetzt. 

Die verarbeiteten Daten und das Funktionsschema sind 
im Bild 3 dargestellt. Durch das fl exible Tempolimit wird 
vermieden, dass die VBA schaltet, sobald zwar viele Pkw 
fahren, aber die Luftdurchmischung im Unterinntal sehr 
gut ist (z. B. bei Föhn), die gemessenen Luftschadstoffe 
zwar sehr hoch sind, jedoch kaum Pkw unterwegs sind, 
sodass auch das Reduktionspotenzial durch ein Pkw-
Tempolimit gering ist. Aufgrund der klimatischen Bedin-
gungen ist davon auszugehen, dass im Winter häufi ger 
geschaltet wird als im Sommer und am Tag auf Grund des 
Verkehrsaufkommens häufi ger geschaltet wird als in der 
Nacht. Im Regelfall bleibt jedoch zwischen 22:00 und 5:00 
Uhr das bestehende Tempolimit aus Lärmschutzgründen 
(z. B. Pkw 110 km/h) erhalten. Aufgrund der Komplexität 
der Wetterbedingungen können jedoch auch Schaltungen 
vorkommen, obwohl sie aus subjektiver Sicht nicht berech-
tigt erscheinen. 

Die Berechnungen und Schaltungen werden auf Basis 
der Landes-Verordnung bei der ASFINAG vollautomatisch 
durchgeführt und die Tempobeschränkungen an den VBA-
Portalen angezeigt. Das Rechenmodell wählt jene Stun-
den für ein Tempolimit aus, in denen der größte Beitrag zur 
Verbesserung der Luftsituation erreicht wird. 

Der NOX-Ausstoß sank beim Pkw-Verkehr um 23 % (das 
sind ca. 82 t), die Feinstaubemissionen bei den Abgasen 
sogar um 27 % (das entspricht einer Reduktion um -3,4 t 
PM10). Ohne Tempo 100 wäre die Belastung um 4,5 μg/m³
NO2 höher gewesen. Das entspricht einer Reduktion von 
6 %. 

Als Planungsinstrument zur Umsetzung diente das IG-L (Im-
missionsschutzgesetz-Luft) sowie der Fristerstreckungs-
antrag Unterinntal für die Einhaltung des NO2-Grenzwer-
tes. Beteiligte Akteure waren hier die Tiroler Landesregie-
rung und die ASFINAG.

Ein UVM zur Einhaltung der Lärmgrenzwerte wurde von 
der ASFINAG an der A 2 in Gleisdorf (Steiermark) installiert 
[17]. Dort kommt eine sog. multifunktionale Lärmschutzan-
lage zum Einsatz. Für die Dauer einer verstärkten Lärm-
belastung wird über ein schallgekoppeltes Verkehrsbe-
einfl ussungs-System eine geringere Fahrgeschwindigkeit 
(130-100-80 km/h für Pkw oder 80-60 km/h für Lkw) über 
multimediale Schilderbrücken signalisiert. In Verbindung 
mit der bestehenden Lärmschutzwand wird damit der Ver-
kehrslärm für die Anlieger um 9 bis 11 dB(A) reduziert und 
damit das subjektive Lärmempfi nden auf die Hälfte verrin-
gert. Unterstützt wird die Wirkung dramaturgisch über An-
zeigen wie die Darstellung eines schlafenden Kindes mit 
dem Begleittext „Ich möchte schlafen“. Zudem dienen die 
Lärmschutzwandfl ächen der Gewinnung von Solarstrom. 
Diese multifunktionale Lärmschutzanlage verknüpft syner-
getisch die Komponenten Lärmschutz – Stromerzeugung 
– Infotainment – Verkehrsberuhigung.

11.3 Beispiel UVM Potsdam
Die im Projekt iQ mobility [6] gewonnenen Erfahrungen
fl ossen in den Luftreinhalte- und Aktionsplan für die Lan-
deshauptstadt Potsdam aus dem Jahr 2007 ein. Als eine 
verkehrliche Maßnahme wurde eine „Verbesserung der 
Verkehrssituation in kritischen Bereichen“ aufgenommen,
die bei entsprechend hohen Schadstoffbelastungen 
aktiviert werden sollte. Seit April 2012 betreibt die Stadt 
Potsdam ein System zur umweltorientierten Verkehrs-

Bild 3:  Funktionsschema VBA Umwelt 
(Quelle: http://www.landtagsklub.tirol.spoe.at/me-
diaarchiv//shared/Dokumente/100_Tage_VBA_Um-
welt_Tirol.pdf)
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steuerung, mit dem Grenzwertüberschreitungen bei NO2 
und PM10 verhindert werden sollen.

Im Bild 4 ist beispielhaft für einen ausgewählten Bereich mit 
zwei lufthygienischen Hot Spots (Zeppelinstraße, Breite
Straße) das Maßnahmenprogramm dargestellt. Je nach 
Überschreitung von Schwellwerten der lokal gemessenen 
Verkehrsbelastung und/oder Luftschadstoffbelastung, die 

mit dem Monitoringsystem IMMISmt berechnet werden, 
werden folgende Strategien und Maßnahmen aktiviert [7].

Strategien

–  Verfl üssigung des Verkehrs durch kapazitätsabhängi-
ge Schaltung von „Grünen Wellen“, 

–  zeitlich verkehrs- und umweltabhängige Pförtnerung 
des Kfz-Verkehrs an der Lichtsignalanlage (LSA) am 
Beginn der Hot Spot-Bereiche, 

–  Verkürzung der Wartezeiten im querenden Verkehr 
(Radfahrer und Fußgänger),

–  Information der Verkehrsteilnehmer über erhöhte Be-
lastungen und veränderte Verkehrssteuerung durch 
Informationstafeln.

Technische Voraussetzungen:

–  Verkehrsmanagementsystem SCALA,

–  Messstellensystem Verkehr mit strategischen Detek-
toren (TEU),

–  Steuerungsfähige LSA,

–  Umweltmonitoringsystem IMMISmt. 

Umweltrelevante Voraussetzungen:

–  Meteorologische Messdaten (Windrichtung, Windge-
schwindigkeit, Temperatur, Globalstrahlung) aus Lan-
desüberwachungssystem und Flughafendaten,

–  Immissionsmessdaten (Hintergrundbelastungen und 
Verkehrsstation) aus Landesüberwachungssystem,

–  halbstündige Verkehrsmengen (Kfz, SV) und Verkehrs-
qualität aus Detektion an Hotspots, 

Bild 4 :  Maßnahmenprogramm am Beispiel des Bereichs 
Zeppelinstraße/Breite Straße/Lange Brücke/Hein-
rich-Mann-Allee/Brauhausberg im UVM Potsdam 
(Quelle: www.mobil-potsdam.de/de/umweltorien-
tierte-verkehrssteuerung/informationen)

Tabelle 1:  Übersicht über durchgeführte Wirkungsuntersuchungen von UVM; AR = Aktivierungsrate; Alle Untersuchungen 
sind Ex-ante-Untersuchungen außer die mit * gekennzeichneten
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–  weitere Verkehrsmengen aus Verkehrsmengenkarte 
und typisierter Ganglinien,

–  reale Straßenraumgeometrie an Hotspots,

–  maßnahmenspezifi sche Besonderheiten sind die Im-
plementierung von umweltorientierten Steuerungspro-
grammen an 21 Lichtsignalanlagen.

Nach Inbetriebnahme des Systems in 2012 erfolgt für 
2 Jahre eine Evaluierung der Maßnahmenwirkung für die 
Hot-Spots an Hand der real gemessenen Verkehrs- und 
Umweltdaten. Erste Ergebnisse für den weiteren Hotspot 
Behlertstraße liegen z. B. für das III. Quartal 2013 vor. Es 
wurden Minderungen in der Gesamtbelastung von ca. 3 % 
(NOX und NO2) sowie von 2 % beim PM10 ermittelt. Die 
Auswirkungen auf Lärm und CO2/Energie wurden nicht 
untersucht.

Als Planungsinstrument zur Umsetzung diente der Luft-
reinhalteplan Potsdam. Die beteiligten Akteure waren die 
Stadt Potsdam und das Land Brandenburg.

Die Akzeptanz wurde bisher nicht explizit untersucht. Die 
Maßnahme wird in der Öffentlichkeit intensiv diskutiert. 
Umlandgemeinden beklagten teilweise negative Auswir-
kungen auf Straßen die nach Potsdam führen.
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